
Mittwoch, 1. März 2023   
Ausgabe 042
ru.muenchen.de
Als Newsletter oder Push-Nachricht 

unter muenchen.de/ru-abo

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8, 80313 
München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

RathausUmschau

Inhaltsverzeichnis
Terminhinweise für Medien 2
Meldungen 4
› Bürgersprechstunde mit OB Reiter in Sendling-Westpark 4
› Investitionszuwendungen: Fast eine Milliarde Euro aus Fördertöpfen 4
› Weitere Entwicklung im Hachinger Tal 5
› Frankfurter Ring: Gewerbestandorte qualitativ weiterentwickeln 6
› Baubeginn für weitere Schul- und Kitabauprojekte 7
› Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 21, Bezirksteil Pasing 9
› Arbeitslosenquoten im Februar 2023 10
› „HR goes digital“: Kostenfreie Fortbildung zum Personalwesen 11
› Offene Führungen durch Münchens Viertel 11
› „Meet & Greet“ – Informationen zu Erziehungsberufen 12
› Veranstaltungen des Münchner Stadtmuseums 12
Antworten auf Stadtratsanfragen 15

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 
Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften 



Rathaus Umschau
1.3.2023, Seite 2

Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Donnerstag, 2. März, 11 Uhr, Kreisverwaltungsreferat, Ruppertstraße 
11, Foyer im Erdgeschoss
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller-Gradl lädt Pressevertre-
ter*innen zu einem Austauschgespräch rund um das Thema „Das KVR 
und die Ukraine“ ein. Sie wird zeigen, wie sich der Krieg bis heute auf die 
Arbeit des Kreisverwaltungsreferats ausgewirkt hat. Außerdem wird sie zu-
sammen mit Gerhard Mayer, Leiter des Amtes für Wohnen und Migration, 
einen Überblick darüber geben, wie das Sozial- und Kreisverwaltungsre-
ferat enger zusammenarbeiten, um die mit dem Krieg verbundenen Her-
ausforderungen zu meistern. Im Anschluss an das Gespräch wird die Fo-
tografin Barbara Donaubauer durch die Ausstellung „Wir Ukrainer*innen“ 
führen, die bis Ende März im KVR zu sehen ist. Es gibt die Gelegenheit, 
mit zwei Zeitzeug*innen aus der Ukraine zu sprechen.
Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet.

Wiederholung
Donnerstag, 2. März, 11 Uhr, Restaurant „Schmock“ im Münchner 
Volkstheater, Tumblingerstraße 29
Pressekonferenz zu „Radikal jung – Das Festival für junge Regie 2023“ mit 
Kulturreferent Anton Biebl, dem Intendanten des Münchner Volkstheaters, 
Christian Stückl, sowie dem Kurator von „Radikal jung“, Jens Hilje, und 
anderen. „Radikal jung“ wird in diesem Jahr vom 27. April bis 5. Mai ver-
anstaltet und zeigt Arbeiten von jungen Talenten im Bereich der deutschen 
und europäischen Theaterregie.
Achtung Redaktionen: Es wird um eine Akkreditierung gebeten per 
E-Mail an presseabteilung@muenchner-volkstheater.de.

Wiederhholung
Donnerstag, 2. März, 13 Uhr, Von-Knoeringen-Straße 21
Bürgermeisterin Verena Dietl stellt zusammen mit Simone Burger, Vorsit-
zende AzubiWerk, und Günther Schabenberger, Ressortleiter Immobilien 
GEWOFAG, das neue Haus für Auszubildende am Hanns-Seidel-Platz 
vor. Ab sofort können sich Auszubildende und Münchner Betriebe für ein 
Apartment am Hanns-Seidel-Platz im Zentrum Neuperlachs bewerben. 221 
Apartments stehen bald zum Einzug bereit. Die Mietkosten werden für die 
Auszubildenden bei rund 300 bis 320 Euro warm liegen.
Achtung Redaktionen: Es wird um eine Anmeldung gebeten per E-Mail 
an simone.burger@dgb.de. Treffpunkt ist vor dem Hauseingang. Der Termin 
ist für Fotoaufnahmen geeignet.



Rathaus Umschau
1.3.2023, Seite 3

Wiederholung
Donnerstag, 2. März, 16 Uhr, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Her-
zog-Wilhelm-Straße 15, Foyer
Der Referent für Arbeit und Wirtschaft, Clemens Baumgärtner, eröffnet 
die Fotoausstellung „Mobilität für alle“. Im Anschluss sprechen Monika 
Burger, Vertreterin des Facharbeitskreises Mobilität des Behindertenbeirats 
München, sowie Uwe Schürch, Projektleiter Elektromobil-Verleih Ander-
werk GmbH. Die Ausstellung stellt die kostenfreien Mobilitätsangebote 
der Stadt München „Bus und Bahn Begleitservice“ sowie „Elektromo-
bil-Verleih im Tier- und Olympiapark“ in Wort und Bild vor.

Wiederholung
Donnerstag, 2. März, 18 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal
Die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt München, Nicole Lassal, hält ein 
Grußwort bei der Veranstaltung „Parität – Ein demokratisches MUSS“ des 
Vereins „Parité in den Parlamenten e.V.“. 
Der Verein tritt ein für eine gleichberechtigte Teilhabe aller Bürger*innen an 
politischen Entscheidungen. An der Podiumsdiskussion nehmen unter an-
derem Professorin Dr. Rita Süßmuth, Bundestagspräsidentin a.D., und Pro-
fessorin Dr. Silke Laskowski von der Universität Kassel teil. Es moderiert 
Claudia Stamm, Journalistin und MdL a.D..

Sonntag, 5. März, 11 Uhr Schwere Reiter, Dachauer Straße 114
Zum Preisträgerkonzert „Jugend musiziert“ mit anschließendem Empfang 
spricht Stadträtin Julia Schönfeld-Knor (SPD/Volt-Fraktion) in Vertretung des 
Oberbürgermeisters ein Grußwort. Der Regionalwettbewerb „Jugend mu-
siziert“ präsentiert junge musikalische Talente und wurde in diesem Jahr 
zum 60. Mal veranstaltet.

Sonntag, 5. März, 16.30 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Bürgermeisterin Katrin Habenschaden spricht im Rahmen der Eröffnung 
der „Woche der Brüderlichkeit“ ein Grußwort. Die diesjährige „Woche der 
Brüderlichkeit“ findet vom 5. bis 12. März statt und steht unter dem Motto 
„Öffnet Tore der Gerechtigkeit – Freiheit Macht Verantwortung“.

Montag, 6. März, 11 Uhr, Unterhachinger Straße 33
Stadtrat Fabian Ewald (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) gra-
tuliert der Münchner Bürgerin Luise Jäger im Namen der Stadt zum 100. 
Geburtstag.
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Montag, 6. März, 14 Uhr, P+R Parkhaus Fröttmaning, Werner-Heisen-
berg-Allee 21
Stadtrat Professor Dr. Hans Theiss (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) nimmt in Vertretung des Oberbürgermeistes an der Auftaktver-
anstaltung „P+R Plätze im Deutschlandvergleich“ des ACE Auto Club 
Europa teil und wird dabei ein Statement zur Parksituation in der Stadt 
abgeben sowie sich an der Diskussion und am Pressegespräch beteiligen.

Meldungen

Bürgersprechstunde mit OB Reiter in Sendling-Westpark
(1.3.2023) Die Bürgersprechstunde vor Ort des Oberbürgermeisters geht 
in die nächste Runde. Nachdem OB Dieter Reiter im November 2022 zu 
seiner Bürgersprechstunde in Au-Haidhausen eingeladen hatte, besucht er 
am Donnerstag, 20. April, den Stadtbezirk Sendling-Westpark. 
„Ich freue mich, dass ich den direkten Austausch mit den Bürgerinnen und 
Bürgern fortsetzen kann. Denn auch in einer schönen Stadt wie München 
gibt es immer Dinge, die verbessert werden können“, erklärt Oberbürger-
meister Dieter Reiter. „Darüber möchte ich mit den Menschen vor Ort in 
ihrem Stadtbezirk im Gespräch bleiben. Es ist Aufgabe der Politik, für die 
Bürgerinnen und Bürger ansprechbar zu sein und Fragen, Probleme und 
Anregungen aus erster Hand zu erfahren. Daher können mir die Bürgerin-
nen und Bürger aus Sendling-Westpark vorab schreiben, welche konkreten 
Verbesserungsvorschläge sie für ihr Viertel haben, wie ihr Lebensumfeld 
noch schöner werden kann. Ich nehme mir vor der Bürgersprechstunde 
gerne einige Stunden Zeit, um mich vor Ort mit den Bürgerinnen und Bür-
gern zu treffen.“ 
Schon seit seinem Amtsantritt 2014 lädt Oberbürgermeister Dieter Reiter 
zu seinen Bürgersprechstunden ein. In den nächsten Tagen erhalten alle 
Haushalte im Stadtbezirk 7 eine schriftliche Einladung des Oberbürger-
meisters zu seiner Bürgersprechstunde mit Informationen zur Veranstal-
tung und zur Anmeldung.

Investitionszuwendungen: Fast eine Milliarde Euro aus Fördertöpfen 
(1.3.2023 – teilweise voraus) Die notwendigen Investitionen unter anderem 
im Bereich Schulen und Kinderbetreuung, in den Wohnungsbau, den Kli-
maschutz und den Ausbau des ÖPNV stellen auch in den nächsten Jahren 
eine finanzielle Herausforderung dar. Die Stadt bemüht sich deshalb inten-
siv um Fördermittel von EU, Bund und Land und ist dabei sehr erfolgreich. 
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Einen entsprechenden Bericht stellte die Stadtkämmerei jetzt dem Finanz-
ausschuss des Stadtrats vor.
Anteil der LHM am kommunalen Finanzausgleich steigt deutlich
Aus dem kommunalen Finanzausgleich (BayFAG) erhielt die Landeshaupt-
stadt 2022: 740,8 Millionen Euro und damit fast 100 Millionen mehr als 
2021 (645,2 Millionen). Für 2023 rechnet die Kämmerei mit rund 705 Milli-
onen. Die Reduzierung ergibt sich hauptsächlich aufgrund von Bauverzöge-
rungen in Folge der Corona-Pandemie. Der Umfang des Finanzausgleichs 
wird in jährlichen Verhandlungen zwischen der Staatsregierung und den 
kommunalen Spitzenverbänden festgelegt. 
Fördermittel für Digitalisierung von Bildungseinrichtungen
Förderprogramme wie der DigitalPakt Schule und die vom Freistaat Bayern 
aufgelegten Programme zur Digitalisierung von Bildungseinrichtungen wer-
den erfolgreich von der Landeshauptstadt in Anspruch genommen. Hier 
rechnet die Stadtkämmerei mit erheblichen Zuwächsen. 
Konnten 2022 hierfür 4,5 Millionen Euro eingesammelt werden, sollen es 
2023 bereits 26,7 Millionen und 2024 dann 57,5 Millionen Euro sein. 
Insgesamt fast eine Milliarde an Zuwendungen
Insgesamt belaufen sich die Gesamtinvestitionszuwendungen für den Bür-
ger-Konzern München für 2022 auf 907,69 Millionen Euro. Die Stadtkäm-
merei geht davon aus, die Schallmauer von einer Milliarde an staatlichen 
Investitionszuwendungen 2023 zu durchbrechen.
Stadtkämmerer Christoph Frey: „Zuwendungen von fast einer Milliarde 
freuen uns. Die Zuwendungen sind aber auch die Folge von notwendigen 
Investitionen in Gegenwart und Zukunft unserer Stadt. Deshalb ist es noch 
deutlich zu wenig, was wir an Förderung bekommen.“

Weitere Entwicklung im Hachinger Tal
(1.3.2023) Die Vollversammlung des Stadtrats hat heute beschlossen, die 
Ergebnisse des mikroklimaökologischen Gutachtens Hachinger Tal als In-
formationsgrundlage für die weiteren Planungsüberlegungen der Landes-
hauptstadt München zu verwenden. 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass einige bauliche Entwicklun-
gen im Hachinger Tal im Einklang mit der Funktion als Kaltluftleitbahn und 
Kaltluftentstehungsgebiet möglich sind, allerdings teilweise nicht ohne 
Überarbeitung der Vorschläge, zum Beispiel einer Reduzierung der vorge-
schlagenen Bebauung. Sowohl die Landeshauptstadt München als auch 
die Gemeinde Neubiberg werden auf Grundlage der Erkenntnisse des mik-
roklimaökologischen Gutachtens nun besser entscheiden können, welche 
Vorschläge des Strukturgutachtens Hachinger Tal von 2019 weiterverfolgt 
werden. Dabei müssen bei weiteren Planungsschritten die Ergebnisse 
des vorgestellten Gutachtens noch mit detaillierteren Untersuchungen 
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zur stadtklimatischen Wirkung ergänzt werden. Die Entscheidungen über 
weitere Planungsschritte liegen im Rahmen der kommunalen Planungsho-
heit bei den beiden Kommunen. Der Stadtrat beauftragte die Verwaltung 
jedoch bereits mit dem heutigen Beschluss dazu, sich bei eigenen Bauleit-
planverfahren und bei Beteiligung an Verfahren der Nachbargemeinde Neu-
biberg für den Erhalt des Regionalen Grünzugs und der Kaltluftversorgung 
im Hachinger Tal einzusetzen.
Dem Stadtrat wurde Ende 2019 das Strukturgutachten Hachinger Tal vor-
gelegt, das die Landeshauptstadt München und die Gemeinde Neubiberg 
gemeinsam erarbeitet hatten. Die Vorschläge daraus zur abgestimmten 
Siedlungsentwicklung, Optionen zu interkommunalen Hochwasser-
schutzmaßnahmen, Verbesserung der Verkehrssituation, vor allem auch 
für Fuß- und Radverkehr, standen jedoch bisher unter dem Vorbehalt der 
Verträglichkeit der Vorschläge mit der Kaltluftleitbahn Hachinger Tal. Die 
Kaltluftversorgung ist eine der wesentlichen Funktionen des Regionalen 
Grünzugs Hachinger Tal, der Teile des Untersuchungsgebietes des Struktur-
gutachtens einnimmt.

Frankfurter Ring: Gewerbestandorte qualitativ weiterentwickeln
(1.3.2023) Die Vollversammlung des Stadtrats hat die Rahmenplanung für 
die Gewerbestandorte entlang des Frankfurter Rings in den Stadtbezirken 
Milbertshofen -Am Hart und Schwabing -Freimann beschlossen. Ziel der 
Rahmenplanung ist es, die Flächen als Gewerbestandort zu erhalten, als 
„Produktive Stadtquartiere“ qualitativ weiterzuentwickeln und diesen Pro-
zess für eine ökologische und klimatische Aufwertung zu nutzen. Für das 
Teilgebiet Frankfurter Ring Ost zwischen Lilienthalallee und Freimanner 
Bahnhofstraße wurde als erster Schritt dazu der Beschluss zur Aufstellung 
eines Bebauungsplans mit Grünordnung und einhergehender Änderung 
des Flächennutzungsplans gefasst. 
Das Gewerbeband nördlich von Frankfurter Ring und Moosacher Straße 
ist eines der großen Gewerbegebiete der Landeshauptstadt München. 
Es reicht vom ehemaligen Knorr-Bremse-Areal an der Lerchenauer Straße 
im Westen bis zum sogenannten Tatzelwurm, der Hochbrücke der A9 im 
Osten. Nach Norden ist es begrenzt vom DB-Nordring. Mit einer einheitli-
chen und städtebaulich abgestimmten Überplanung – unter der Planungs-
prämisse bestehende Gewerbebetriebe zu erhalten – soll das Gebiet 
zukunftsfähig weiterentwickelt werden. Leitbild für die Weiterentwicklung 
des gesamten Gewerbebandes ist das „Produktive Stadtquartier“. Des-
sen vorrangiges Ziel ist es, das produzierende Gewerbe zu stärken und zu 
schützen, also nicht zu verdrängen. Untergenutzte Flächen werden nach-
verdichtet. Neue Nutzungen sollen dabei helfen, das Gewerbeband mit 
der Umgebung zu vernetzen, aber auch neue Freiräume zu schaffen, die 
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sowohl den dort arbeitenden und lebenden Menschen zugutekommt und 
die bestehenden Stadträume klimatisch aufwertet. Für die Rahmenplanung 
wurden, ausgehend von den angrenzenden Stadträumen, vier Quartiere 
identifiziert, die einer Entwicklung zugeordnet werden. Ausgehend von 
übergeordneten Zielbildern zu den Themen Mobilität, Freiraum, Nutzungen 
und Städtebau wurden in einem detaillierteren Maßstab für insgesamt drei 
Vertiefungsgebiete konkrete städtebauliche und freiraumplanerische Über-
legungen formuliert.
Mit dem Beschluss, den Flächennutzungsplan zu ändern und einen ersten 
Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen, beginnt die städtebauliche 
Entwicklung des Planungsgebiets für den Bereich Frankfurter Ring Ost. 
Um sicherzustellen, dass das Quartier rund um die Uhr belebt ist, sollen 
neben den vielfältigen gewerblichen Nutzungen, auch öffentlich zugäng-
liche gastronomische, kulturelle als auch Hotel- und Boardinghausnut-
zungen ein vielfältiges Gewerbequartier mit einer spezifischen Identität 
entstehen lassen. In Anlehnung an die Rahmenplanung ist mindestens ein 
großer, öffentliche Quartierspark geplant und eine öffentliche zugängliche 
Grünverbindung durch das Quartier soll entstehen.
Voraussichtlich im Frühjahr 2023 startet ein hochbauliches und freiraumpla-
nerisches Wettbewerbsverfahren für dieses etwa 5,6 Hektar große Teilge-
biet. Die Ergebnisse sollen dann im dritten Quartal 2023 vorliegen. 
Weiterführende Informationen zum Projekt unter https://stadt.muenchen.
de/infos/zukunftskonzept-frankfurter-ring.html.

Baubeginn für weitere Schul- und Kitabauprojekte
(1.3.2023) München treibt die städtische Schul- und Kita-Bauoffensive 
weiter voran. In diesem Frühjahr beginnt das Baureferat mit 14 weiteren 
Schul- und vier Kitabauprojekten, vom Neu- und Erweiterungsbau bis zur 
komplexen Generalinstandsetzung:
- Neuer Raum für Grundschulen entsteht an der Limesstraße, die Schule

wird um einen Sport- und Schwimmhallenneubau mit Räumen für Ganz-
tagsbetreuung und Mensa erweitert.

- An der Passauer-/Heckenstallerstraße beginnen die Bauarbeiten für eine
neue vierzügige Grundschule.

- Im entstehenden Stadtquartier Neufreimann (ehemalige Bayernkaserne)
beginnt der Bau einer fünfzügigen Grundschule sowie einer Förderschule
mit zwei Zweifachsporthallen.

- Am Campus Freiham Nord werden eine dreizügige Mittelschule und ein
sonderpädagogisches Förderzentrum errichtet.

- Für die Grund- und Mittelschulen in der Königswieser Straße sowie die
Grundschule am Theodor-Heuss-Platz entstehen Schulpavillons als Aus-
weichquartier für den anschließenden Neubau der Schulgebäude.

https://stadt.muenchen.de/infos/zukunftskonzept-frankfurter-ring.html
https://stadt.muenchen.de/infos/zukunftskonzept-frankfurter-ring.html
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 - An der Eduard-Spranger-Straße werden eine neue sechszügige Mittel- 
und eine Förderschule mit Dreifachsporthalle gebaut.

 - Neu gebaut wird außerdem eine fünfzügige Realschule an der Franz-Ma-
der-Straße.

 - An der Fehwiesenstraße beginnt der 1. Bauabschnitt am Campus Ost mit 
dem Neubau des Sportcampus mit Dreifachsporthalle, Schulschwimm-
bad und einem Haus für Kinder.

 - Das Heinrich-Heine-Gymnasium in Perlach, das Karlsgymnasium in Pa-
sing sowie die Fachober- und Berufsoberschule an der Orleansstraße 44 
erhalten Erweiterungsbauten.

 - Am Ludwigsgymnasium wird die Sport- und Schwimmhalle saniert.
 - Am Adolf-Weber-Gymnasium wird energetisch saniert und erweitert.
Im Bereich der Kindertagesstätten wird eine Krippe im Josef-Wirth-Weg in 
Schwabing-Freimann neu gebaut. Die Häuser für Kinder in der Reichenau- 
straße und Teckstraße in Aubing sowie in der Pfänderstraße in Neuhausen 
erhalten Ersatzneubauten. Alle Kitabauten sind in Holzbauweise geplant.
Im Vorgriff der Bauarbeiten werden die betroffenen Flächen freigemacht 
und die Baustellen eingerichtet. Auf einigen Grundstücken müssen zu-
nächst Bestandsbauten abgebrochen und vorhandener Bewuchs entfernt 
werden. Bereits bei der Planung jedes Projekts strebt das Baureferat den 
bestmöglichen Schutz des Baumbestandes an und sucht nach den ma-
ximal baumschonenden Lösungen. Dazu zählt auch, nach Abschluss der 
Bauarbeiten eine möglichst große Anzahl von Bäumen standortgerecht 
neu zu pflanzen. Die Vorwegmaßnahmen erfolgen abgestimmt mit den Be-
zirksausschüssen und – sofern erforderlich – mit der Unteren Naturschutz-
behörde.
Auch wenn die Planungen zu den aufgelisteten Schulbauprojekten noch 
vor der Entscheidung des Stadtrats zur Klimaneutralität gestartet sind, 
liegt ein planerischer Schwerpunkt auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit, 
zum Beispiel durch Holzhybridbauweise. Damit stehen auch diese 18 
Schul- und Kitabauprojekte in Einklang mit den hohen Zielen des Grund-
satzbeschlusses II für ein klimaneutrales München 2035 und klimaneutrale 
Stadtverwaltung 2030.
Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer: „Unser Ziel muss es sein, 
mit der Münchner Schul- und Kitabauoffensive auch beim Klimaschutz 
Maßstäbe zu setzen. Die Architekten und Ingenieure des Baureferats ha-
ben zum Erreichen der Klimaziele mit wissenschaftlicher Unterstützung 
Module entwickelt für Qualitätsstandards. Diese kommen in der Schul- 
und Kitabauoffensive zum Tragen. Dabei geht es um die Steigerung der 
Energieeffizienz, das Erreichen des Niedrigstenergiestandards, um Fern-
wärme und den Ausbau erneuerbarer Energien, um den Einsatz klimascho-
nender Baustoffe sowie um mehr Grün und das Stärken der Biodiversität.“
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Mehr Informationen zur Schulbauoffensive unter https://stadt.muenchen. 
de/infos/schulbau-kitabau.html.
Achtung Redaktionen: Visualisierungen und weiterführende Informatio-
nen zu einzelnen Bauprojekten sind erhältlich bei der Pressestelle des Bau-
referats per E-Mail an presse.bau@muenchen.de.

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 21, Bezirksteil Pasing
(1.3.2023) Oberbürgermeister Dieter Reiter teilt in Abstimmung mit dem 
Bezirksausschuss 21 (Pasing-Obermenzing) mit, dass die Bürgerversamm-
lung des 21. Stadtbezirkes (Bezirksteil Pasing) am Mittwoch, 15. März, 19 
Uhr, in der Aula des Bertolt-Brecht-Gymnasiums, Peslmüllerstraße 6, statt-
findet.
Die Leitung der Versammlung übernimmt Stadtrat Manuel Pretzl, Vorsit-
zender der Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER. Zu Beginn in-
formieren die Versammlungsleitung und der Bezirksausschussvorsitzende 
Frieder Vogelsgesang über wichtige Themen und Projekte im Stadtbezirk. 
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1. Schulsituation – Aktueller Sachstand

- Peslmüllerstraße, Bertolt-Brecht-Gymnasium, Grund- und Mittel- 
  schule

- Schererplatz, Grundschule, Elsa-Brändström-Gymnasium
- Karlsgymnasium - Erweiterung
- Max-Planck-Gymnasium - Erweiterung

2. Bürger*innenbeteiligung Österreicher-Viertel – Aktueller Sachstand
- Workshop „Bürger*innen gestalten ihre Stadt“

3. Pasing Zentrum – Aktueller Sachstand
- Umverlegung Taxistandplatz
- Parklizensierung

4. Verlängerung U5 – Aktueller Sachstand
5. Bahnhof Pasing Nord – Aktueller Sachstand

- Neugestaltung Ausgang Pasing Nord
- Verkehrskonzept
- Sanierung Pasinger Fabrik

6. Kulturbürgerhaus Offenbachstraße – Aktueller Sachstand
7. Planungsgebiet Paul-Gerhardt-Allee – Aktueller Sachstand

- S-Bahn Haltepunkt Berduxstraße
- Actionsporthalle/Eggenfabrik

Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreter*innen aus folgenden Bereichen inte-
ressierten Bürger*innen Rede und Antwort: Baureferat – Gartenbau und 
Tiefbau, Mobilitätsreferat – Straßenverkehr, Referat für Klima- und Um-
weltschutz – Energieberatung des Bauzentrums, KVR-Bezirksinspektion, 

https://stadt.muenchen.de/infos/schulbau-kitabau.html
https://stadt.muenchen.de/infos/schulbau-kitabau.html
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Münchner Verkehrsgesellschaft, der Bezirksausschussvorsitzende Frieder 
Vogelsgesang und ggf. Seniorenbeirat, Polizeiinspektion und Stadt-Informa-
tion.
Anträge, Anfragen und Abstimmungen
Anträge und Anfragen sind in der Bürgerversammlung persönlich zu stel-
len und schriftlich einzureichen. Das Formular hierfür und weitere Infos 
finden sich unter www.muenchen.de/buergerversammlung. Das Formular 
wird auch zu Beginn der Bürgerversammlung ausgegeben.
Alle Besucherinnen und Besucher, die an den Abstimmungen teilnehmen 
wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Lichtbildausweis mitzubringen, 
um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu können. Sie erhalten darauf-
hin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Abstimmungen mitzuwirken.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im 
Wortlaut in der Geschäftsstelle West der Bezirksausschüsse 20, 21, 22, 23 
und 25, Landsberger Straße 486, für die Öffentlichkeit ausgelegt. Ebenfalls 
können in der Geschäftsstelle die Sitzungsvorlagen des Stadtrates bezie-
hungsweise des Bezirksausschusses zur Behandlung der Anträge eingese-
hen werden.
Infektionsschutzempfehlungen
Das Tragen einer FFP2- oder medizinischen Maske während der Bürgerver-
sammlung wird empfohlen. Es wird darum gebeten, die Maske mitzubrin-
gen. Sollten sich an dieser Empfehlung noch Änderungen ergeben, wird 
darüber unter www.muenchen.de/buergerversammlung und vor Ort infor-
miert. Zudem kann unter www.muenchen.de/newsletter-bv ein Newsletter 
zum jeweiligen Stadtbezirk abonniert werden, der aktuell über die Bürger-
versammlung informiert.
Barrierefreiheit
Ein Gebärdensprachdolmetscherdienst steht zur Verfügung. Der Versamm-
lungsort ist rollstuhlgerecht.
Erklärungen zu der Bürgerversammlung in Leichter Sprache gibt es unter 
https://stadt.muenchen.de/leichte-sprache/infos/buerger-versammlung-ls.
html.

Arbeitslosenquoten im Februar 2023
(1.3.2023) Die Arbeitslosigkeit im Agenturbezirk München ist im Februar 
2023 leicht zurück gegangen. Die Unternehmen melden wieder mehr 
offene Stellen, der Bestand an gemeldeten Arbeitsstellen ist im Vergleich 
zum Januar stark angewachsen. Die Arbeitslosigkeit im Bezirk der Arbeits-
agentur, der Stadt und Landkreis München umfasst, ist leicht von 4,2 auf 
4,1 Prozent gesunken. Die Zahl der arbeitslosen Menschen im Raum Mün-
chen ging von 44.184 im Januar um 2,4 Prozent auf 43.122 zurück. 

http://www.muenchen.de/buergerversammlung
http://www.muenchen.de/buergerversammlung
http://www.muenchen.de/newsletter-bv
https://stadt.muenchen.de/leichte-sprache/infos/buerger-versammlung-ls.html
https://stadt.muenchen.de/leichte-sprache/infos/buerger-versammlung-ls.html
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Der Arbeitsmarkt im Freistaat Bayern zeigt sich widerstandsfähig. Die 
Zahl der Arbeitslosen geht im Vergleich zum Januar um 2.294 oder 0,8 Pro-
zent auf 268.995 zurück. Dieser Rückgang basiert vor allem auf Abgängen 
in Maßnahmen, die sich von Januar auf Februar mehr als verdoppelt ha-
ben. Im Bundesvergleich hat Bayern mit 3,6 Prozent aktuell die niedrigste 
Arbeitslosenquote.
Im Februar 2023 ist die Arbeitslosigkeit bundesweit gegenüber dem Vor-
monat um 4.000 auf 2.620.000 geringfügig gestiegen. Saisonbereinigt hat 
die Zahl der Arbeitslosen um 2.000 zugenommen. Verglichen mit dem Fe-
bruar des vorigen Jahres ist die Arbeitslosenzahl um 192.000 höher. Ohne 
die Berücksichtigung ukrainischer Geflüchteter infolge des russischen 
Angriffskrieges wäre die Arbeitslosigkeit im Vorjahresvergleich nur gering-
fügig angestiegen. Die Arbeitslosenquote liegt im Februar 2023 wie im 
Januar bei 5,7 Prozent.

„HR goes digital“: Kostenfreie Fortbildung zum Personalwesen
(1.3.2023) Das Referat für Arbeit und Wirtschaft lädt im Rahmen der 
Fortbildungsreihe „Aus der Praxis für die Praxis“ zu einem Abend über 
die Digitalisierung des Personalwesens ein. Die Veranstaltung „HR goes 
digital“ zeigt am Donnerstag, 16. März, 18 Uhr, im Referat für Arbeit und 
Wirtschaft, Herzog-Wilhelm-Straße 15, wie digitale Lösungen das Perso-
nalwesen der Zukunft prägen. Die Veranstaltung richtet sich insbesondere 
an kleine und mittelständische Unternehmen, die ihr Personalwesen zu-
kunftsfähiger aufstellen wollen und digitale HR-Lösungen suchen.
David Hajizadeh, Gründer und Geschäftsführer der staffboard Unterneh-
mensgesellschaft und PhönixPreisträger 2021, wird digitale Lösungen in 
Form von CRM-Systemen, Marketing-Plattformen und Projektmanage-
ment-Tools vorstellen sowie Tipps für den Weg von der HR-Verwaltung zur 
HR-Gestaltung geben. 
Um eine Anmeldung per E-Mail an unternehmensschulung.raw@muen-
chen.de bis 13. März wird gebeten. Die Veranstaltung ist kostenlos und 
barrierefrei zugänglich. 
Infos auf der Webseite des Münchner Beschäftigungs- und Qualifizierungs-
programms (MBQ) unter Veranstaltungen auf www.muenchen.de/mbq.

Offene Führungen durch Münchens Viertel
(1.3.2023) Am Samstag, 4. März, starten die offenen Viertelliebe-Führungen 
von München Tourismus mit Touren durch das Kunstareal und Giesing. 
Münchens Stadtviertel sind vielfältig und charmant. Mit einem offiziellen 
Guide gehen die Gäste auf Entdeckungsreise und lernen dabei die Ge-
schichte des Viertels, Persönlichkeiten, die es prägen, und natürlich die 
typischen Geschäfte, Bars oder Cafés kennen.

http://www.muenchen.de/mbq
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Neben Führungen durch das Kunstareal und Giesing bietet München Tou-
rismus auch Touren durch Schwabing, Haidhausen, das Schlachthofviertel, 
das Südliche Bahnhofsviertel und das Olympische Dorf an. Ganz neu im 
Programm sind Rundgänge durch Neuhausen-Nymphenburg, die erstmals 
am 25. März geführt werden. 
Jeden Samstag werden um 15 Uhr Touren durch zwei Viertel angeboten. 
Die Führungen dauern etwa zwei Stunden, die Kosten belaufen sich auf 18 
Euro pro Person. Weitere Informationen finden sich online unter  
www.einfach-muenchen.de/fuehrung-viertel. Auf der Webseite können die 
Touren auch gebucht werden. 
Achtung Redaktionen: Bildmaterial von München Tourismus steht auf 
dem Mediaserver unter https://mediaserver.muenchen.travel bereit. Ein-
fach registrieren und dann Fotos und Videos bequem downloaden.

„Meet & Greet“ – Informationen zu Erziehungsberufen
(1.3.2023) Die Städtische Fachakademie für Sozialpädagogik sowie die 
Städtische Fachschule für Grundschulkindbetreuung laden am Samstag, 4. 
März, 12 bis 15 Uhr, zum „Meet & Greet“ in die Ruppertstraße 3 ein. Inter-
essierte Besucher*innen erhalten die Möglichkeit, die verschiedenen Aus-
bildungsmöglichkeiten kennenzulernen, sich individuell beraten zu lassen, 
Kontakte zu möglichen Praxisstellen zu knüpfen oder ihre Bewerbungsun-
terlagen abzugeben.
An der Schule werden die gegliederte Ausbildung (Vollzeitausbildung), die 
Praxisintegrierte Ausbildung (ehemals Optiprax) sowie der Lehrgang für 
andere Bewerber*innen (ALB) als Ausbildungsmöglichkeiten zum/zur Er-
zieher*in angeboten. Darüber hinaus gibt es die Weiterbildung zur Pädago-
gischen Fachkraft für Grundschulkindbetreuung.
Zudem besteht die Möglichkeit, sich vor der offiziellen Einweihungsfeier 
am 21. März einen Blick in das neu errichtete Schulgebäude zu werfen. Der 
Zugang ist barrierefrei möglich.

Veranstaltungen des Münchner Stadtmuseums
(2.3.2023) Das Münchner Stadtmuseun, St.-Jakobs-Platz 1, lädt zu folgen-
den Veranstaltungen ein:
 - Am Samstag, 4. März, von 11 bis 13 Uhr, findet in Kooperation mit 
der Münchner Volkshochschule die Familienführung „Ene mene muh, 
Münchner Kindl, wo bist du?“ statt. Die Wappenfigur Münchens sieht 
immer anders aus: mal klein, mal groß, mal musiziert es oder trägt Roll-
schuhe. In der Werkstatt malen und kleben Teilnehmende im Anschluss 
an die Führung ein eigenes Kindl. Die Veranstaltung ist für Kinder ab 4 
Jahren in Begleitung Erwachsener geeignet. Das Tagesticket ist zu einem 
ermäßigten Preis von 2 Euro erhältlich. Kinder unter 18 Jahren haben 

http://www.einfach-muenchen.de/fuehrung-viertel
https://mediaserver.muenchen.travel
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freien Eintritt. Die Teilnahme kostet 8 Euro, für Kinder 5 Euro. Eine An-
meldung ist erforderlich – und zwar telefonisch Mittwoch und Donners-
tag, 14 bis 19 Uhr, unter 48006-6239 oder online unter mvhs.de.

 - Am Sonntag, 5. März, von 15.30 bis 16.05 Uhr, zeigt Marc Lacourt im 
Saal des Stadtmuseums im Rahmen des KUCKUCK Theaterfestivals 
für Anfänge(r) das Stück „Monsieur Mutts Mopp“. Bei Monsieur Mutt 
erwacht der Mopp zum Leben und verwandelt sich, ist plötzlich Mona 
Lisa oder tanzt wie der große Balletttänzer Nijinsky. Das Stück lädt ein, 
in Komplizenschaft mit den Kindern, den Spuren der Kunstgeschichte zu 
folgen, der Zartheit der Geste, dem Vergnügen eines Tanzes. Die Veran-
staltung ist für Kinder ab 4 Jahren geeignet. Tickets kosten für Erwach-
sene 10 Euro, für Kinder 6 Euro. Sie sind erhältlich unter https://www.
muenchenticket.de/tickets/event/pdytspz5ppab/Kuckuck-Theaterfesti-
val-fuer-Anfaenger#detail_performancelist. Weitere Informationen zum 
Theaterfestival unter kuckuckfestival.com.

 - Am Sonntag, 5. März, von 16 bis 17 Uhr, findet in Kooperation mit der 
Münchner Volkshochschule eine Führung zu den Highlights der Aus-
stellung „Typisch München!“ statt. Der Streifzug durch die Ausstellung 
stellt berühmte Münchner*innen vor, nimmt bemerkenswerte Ereignisse 
und Objekte zur Stadtgeschichte in den Blick und geht der Frage nach, 
weshalb München von vielen als einer der bevorzugten Plätze auf der 
Welt betrachtet wird. Das Tagesticket ist zu einem ermäßigten Preis 
von 2 Euro erhältlich. Die Teilnahme kostet 4 Euro. Eine Anmeldung ist 
erforderlich – und zwar Mittwoch und Donnerstag, 14 bis 19 Uhr, unter 
48006-6239 oder online unter mvhs.de.

 - Am Sonntag, 5. März, von 18 bis 19 Uhr, nimmt die Münchner Volkhoch-
schule Interessierte mit auf einen Online-Rundgang zu besonderen 
olympischen Orten. Während die Ausstellung „München 72. Mode, 
Menschen und Musik“ im Museum Visionäres und Provokatives aus 
den Sammlungen Mode und Musik mit partizipativ gesammelten Erinne-
rungsstücken verbindet, widmete sich die Ausstellung im Stadtraum den 
bekannten, vergessenen und überraschenden olympischen Orten Mün-
chens. In diesem digitalen Rundgang lassen sich beide Ausstellungsorte 
bequem miteinander verbinden und die Ereignisse um die Olympischen 
Spiele 1972 in Erinnerung rufen. Die Teilnahme kostet 5 Euro beziehungs-
weise 3 Euro ermäßigt für Schüler*innen und Studierende. Eine Anmel-
dung ist erforderlich – und zwar telefonisch Mittwoch und Donnerstag, 
14 bis 19 Uhr, unter 48006-6239 oder online unter mvhs.de. Eine Einla-
dungs-E-Mail mit Link für die Teilnahme erhalten Teilnehmende spätes-
tens am Tag der Veranstaltung. Benötigt werden:Tablet oder PC/Laptop 
mit Headset/Kopfhörer und Mikrofon – gute Internetverbindung (mindes-
tens 512 Kbit/s) – Firefox oder Chrome als empfohlene Browser.

http://mvhs.de
https://www.muenchenticket.de/tickets/event/pdytspz5ppab/Kuckuck-Theaterfestival-fuer-Anfaenger#detail_performancelist
https://www.muenchenticket.de/tickets/event/pdytspz5ppab/Kuckuck-Theaterfestival-fuer-Anfaenger#detail_performancelist
https://www.muenchenticket.de/tickets/event/pdytspz5ppab/Kuckuck-Theaterfestival-fuer-Anfaenger#detail_performancelist
http://kuckuckfestival.com
http://mvhs.de
http://mvhs.de
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Das Münchner Stadtmuseum verfügt über einen rollstuhlgerechten Zu-
gang und eine barrierefreie Toilette. Weitere Informationen des Münchner 
Stadtmuseums zur Zugangsregelung unter http://muenchner-stadtmu-
seum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen.

http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 1. März 2023

Sanierung Bergmannstraße mit Abriss des Kopfsteinpflasters
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 26.11.2021

Sozialer Zusammenhalt im Bahnhofsviertel V – Sicherer Drogenkon-
sum im Bahnhofsviertel
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Mona Fuchs, Nimet 
Gökmenoglu, Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Marion Lüt-
tig, Thomas Niederbühl, Clara Nitsche, Bernd Schreyer (Fraktion Die Grü-
nen – Rosa Liste), Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner, Brigitte 
Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) und Sonja Haider, Dirk 
Höpner, Nicola Holtmann, Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom  
3.1.2022

Die Landeshauptstadt München setzt keine Streikbrecher*innen in 
der laufenden Tarifrunde ein
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
24.2.2023
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Sanierung Bergmannstraße mit Abriss des Kopfsteinpflasters
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 26.11.2021

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Mit Ihrem Schreiben vom 26.11.2021 haben Sie gemäß § 68 GeschO fol-
gende Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Mobilitätsre-
ferat in Abstimmung mit dem Baureferat wie folgt beantwortet wird.

Dazu führen Sie Folgendes aus:
„Auf Grundlage des Beschlusses im Bauausschuss am 6.7.2021, Vorlage 
20-26/V 03403, wurden im Oktober 2021 die Sanierungsarbeiten in der 
Bergmannstraße im Abschnitt zwischen Landsberger Straße und Westend-
straße begonnen, um das Kopfsteinpflaster gegen fahrradfahrerfreundli-
ches Asphalt auszutauschen. Auf Grund von Anfragen und Bitten von An-
wohnern ergeben sich folgende Fragen.“

Frage 1:
a) Welche Varianten der Streckenführung für die Radweghauptroute ab 

dem Arnulfsteg in südlicher Richtung wurden untersucht?
b) Und warum hat man sich für die Streckenführung durch die Berg-

mannstraße entschieden?

Antwort:
Grundlage der Streckenführung ist das im Verkehrsentwicklungsplan Rad-
verkehr (VEP-R) definierte Radwegenetz. Das Rad-Hauptroutennetz führt 
hierbei von der Erika-Mann-Straße über den Arnulfsteg und die Philipp-Lö-
wenfeld-Straße in die Bergmannstraße und weiter bis zur Heimeranstraße. 
Ausschlaggebend für die Lage des Arnulfstegs war, dass der S-Bahn-Hal-
tepunkt Donnersbergerbrücke im Osten angebunden wird (vergleiche Sit-
zungsvorlage Nr. 14-20/V 08086).

Frage 2:
a)  Warum wird die Radwegführung in der Bergmannstraße (Abschnitt 

Landsberger Straße – Westendstraße) auf der Autofahrbahn-Trasse 
(Kopfsteinpflaster) realisiert?

b)  Welche anderen Durchführungsvarianten bzw. Straßenflächen wurden 
für die Realisierung einer Radwegfläche in dem betroffenen Abschnitt 
untersucht?

c)  Da auf den jetzigen beiderseitigen Gehwegen die Mindestbreiten für 
eine gemeinsame Verkehrsfläche für Fußgänger und Radfahrer unter 
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Einhaltung der Sicherheitsräume zur Hauswand und zur Fahrbahn mög-
lich wäre, warum wurde der Radweg nicht auf den breiten Gehwegen 
(11,5 Gehwegplatten breit) realisiert?

Antwort:
Die Bergmannstraße befindet sich in einer Tempo 30-Zone. Demzufolge 
erfolgt die Radverkehrsführung im Mischverkehr auf der Fahrbahn. Eine 
gemeinsame Verkehrsführung mit dem Fußverkehr sowie die Einrichtung 
von benutzungspflichtigen Radverkehrsanlagen sind nicht zulässig.

Frage 3 a:
Warum hat man sich, trotz Alternativen für eine Radwegfläche, entschie-
den, das ca. 100 Jahre alte und vor wenigen Jahren sanierte Kopfstein-
pflaster zu opfern?

Antwort: 
Der Fahrbahnbelag in der Bergmannstraße zwischen Landsberger Straße 
und Westendstraße wurde im Rahmen der Baumaßnahme „Landsber-
ger Straße Querung zwischen Philipp-Loewenfeld-Straße und Berg-
mannstraße“ (vergleiche Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 03403) saniert. Im 
Zuge dieser Sanierung wurde der Pflasterbelag ausgebaut und wie stadt-
weit üblich, bzw. in den anschließenden, südlichen Straßenabschnitten 
auch, durch einen Asphaltbelag ersetzt. Dieser ist auf Grund der deutlich 
geringeren Lärmemissionen für die direkten Anwohner und dem wesent-
lich höheren Fahrkomfort zu bevorzugen. 

Frage 3 b:
Und warum wurde das gesamte Kopfsteinpflaster entfernt, anstatt an den 
Rändern einen fahrradfreundlichen Belag aufzubringen?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 3a.

Frage 4:
Wie hoch waren die Gesamtkosten für die vor wenigen Jahren durchge-
führte Sanierung des ca. 100 Jahre alten Kopfsteinpflasters in der Berg-
mannstraße, welches nun komplett entfernt wurde?

Antwort:
Im Jahr 2017 wurden in der Bergmannstraße zwischen Westendstraße und 
Landsberger Straße 3 Pflanzgruben mit jeweils ca. 24m² durchwurzelbarer 
Fläche und drei Straßenabläufe hergestellt sowie drei Bäume gepflanzt. Es 
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handelte sich dabei um keine Sanierungsmaßnahme, sondern um eine Be-
grünungsmaßnahme mit Baukosten in Höhe von ca. 90.000 Euro.

Frage 5:
Wird das historische Kopfsteinpflaster anderweitig sinnvoll wieder verwen-
det? Wenn ja, wie?

Antwort:
Da es sich um teerhaltiges Material und somit um gefährlichen Abfall han-
delt, wurde das ausgebaute Granitgroßsteinpflaster einer fachgerechten 
Wiederverwertung zugeführt.

Frage 6:
Warum wurde der Schutz des Ensembles der Bergmannstraße mit Kopf-
steinpflaster geringer bewertet als eine Sanierung der Autofahrbahn mit 
Austausch des Kopfsteinpflasters gegen Asphalt?

Antwort:
Selbstverständlich wurden im Vorfeld die Belange des Ensembleschutzes 
mit der Unteren Denkmalschutzbehörde abgeklärt und von dieser die Zu-
stimmung eingeholt.

Frage 7:
Wie hoch sind die Kosten pro Quadratmeter und Jahr für den Unterhalt ei-
nes Straßenbelages a) mit Kopfsteinpflaster und b) aus Asphalt?

Antwort:
Eine Dokumentation der Unterhaltskosten differenziert nach Fahrbahnbe-
lag wird nicht geführt. Da jedoch die Herstellungskosten eines Pflasterbe-
lages das Doppelte eines Asphaltbelages betragen, kann dieses Kostenver-
hältnis auch auf die Unterhaltskosten übertragen werden. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheiten damit abgeschlossen 
sind.
Die Anfrage Nr. 20-26/F 00393 ist damit behandelt.
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Sozialer Zusammenhalt im Bahnhofsviertel V – Sicherer Drogenkon-
sum im Bahnhofsviertel
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Mona Fuchs, Nimet 
Gökmenoglu, Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Marion Lüt-
tig, Thomas Niederbühl, Clara Nitsche, Bernd Schreyer (Fraktion Die Grü-
nen – Rosa Liste), Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner, Brigitte 
Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) und Sonja Haider, Dirk 
Höpner, Nicola Holtmann, Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 
3.1.2022

Antwort Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek:

Sie beantragen, im Bahnhofsviertel Entsorgungsmöglichkeiten für Spritzen 
aufzustellen, insbesondere in öffentlichen Toiletten. Des Weiteren sollen 
aufsuchende Sozialarbeit und eine Notschlafstelle für suchtkranke Men-
schen geprüft werden. Darüber hinaus soll der Oberbürgermeister beauf-
tragt werden, sich bei der Bayerischen Staatsregierung und bei der Bun-
desregierung für die Einrichtung eines Drogenkonsumraums im Münchner 
Bahnhofsviertel einzusetzen. Die Weiterentwicklung der Angebote für 
suchtkranke Menschen in München ist eine Aufgabe des Gesundheitsrefe-
rats. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt erlaube ich mir Ihren Antrag vom 3.1.2022 
per Brief zu beantworten und teile Ihnen Folgendes mit:

Zunächst bedanke ich mich für die gewährte Fristverlängerung. 

1. Entsorgungsmöglichkeiten für Spritzen 
Auch wenn der Konsum von illegalen Drogen selbst keinen Straftatbestand 
darstellt, sind darüber hinaus nahezu alle Formen des Umgangs mit Betäu-
bungsmitteln einschließlich des Besitzes strafbar. Drogenkonsum findet 
deshalb hauptsächlich in Privaträumen statt oder an öffentlich zugänglichen 
Orten, an denen das Risiko beobachtet zu werden möglichst gering ist. 
Das können öffentliche Toiletten sein oder Orte wie Tiefgaragen und leer-
stehende Gebäude, wie sie auch im Bahnhofsviertel zu finden sind. Dabei 
werden die Utensilien des Konsums oft liegengelassen, weil eine direkte 
Entsorgungsmöglichkeit fehlt oder die Personen konsumbedingt nicht zur 
Entsorgung in der Lage sind. Für Unbeteiligte sind dabei insbesondere 
liegengelassene benutzte Spritzen gefährlich aufgrund des Risikos sich zu 
verletzen bzw. sich darüber zu infizieren. Es wird daher nach Möglichkeiten 
gesucht, gebrauchte Spritzen direkt und sicher zu entsorgen. 
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1.1. Abwurfbehälter in öffentlichen Toiletten 
Um die Einrichtung von Entsorgungsmöglichkeiten für Spritzen im Bereich 
des Hauptbahnhofs zu erörtern, wurden die relevanten Suchthilfeeinrich-
tungen um eine Einschätzung gebeten. Nach deren Erfahrung ist die An-
bringung von Entsorgungsmöglichkeiten wie Abwurfbehältern für Spritzen 
in den öffentlichen Toiletten im Hauptbahnhof nicht zweckmäßig. Zwar 
haben nach Angaben des Referats für Arbeit und Wirtschaft Spritzen- 
abwurfbehälter in Toilettenanlagen der U-Bahnhöfe zu einer deutlichen 
Reduzierung von Spritzenfunden geführt. Jedoch wird für die Benutzung 
der WC-Anlagen im Hauptbahnhof eine Nutzungsgebühr erhoben, weshalb 
diese von drogenabhängigen Menschen kaum in Anspruch genommen 
werden. Im Bereich des Hauptbahnhofs gilt zu berücksichtigen, dass int-
ravenös Konsumierende aufgrund der häufigen Anwesenheit von Polizei-
kräften eher vermeiden, dort mit Spritzenbesteck angetroffen zu werden. 
Sollten nach der Neugestaltung des Hauptbahnhofs dort gebührenfreie 
Toilettenanlagen zur Verfügung stehen, wird die Anbringung von Abwurfbe-
hältern erneut geprüft. 

1.2. Abwurfbehälter im öffentlichen Raum 
Das Aufstellen von Abwurfbehältern im weiteren öffentlichen Raum er-
scheint ebenfalls nicht geeignet. Eine zentrale Entsorgungsmöglichkeit, 
etwa an einer Straßenkreuzung, wird nach Einschätzung der Suchthilfe 
kaum genutzt werden. Zum einen besteht im Hauptbahnhofviertel die 
Möglichkeit, in einem Kontaktladen für drogenabhängige Menschen ge-
brauchte Spritzen gegen neue zu tauschen, wie unter 1.3 ausgeführt wird. 
Zum anderen wollen drogenabhängige Menschen nicht durch die Benut-
zung eines Abwurfbehälters in der Öffentlichkeit als Drogenkonsumie-
rende erkannt werden. Zudem wird vermieden, gebrauchte Spritzen mit 
sich zu führen, aus Sorge, im Falle einer polizeilichen Personenkontrolle 
deswegen strafrechtlich belangt zu werden. Deshalb werden Injektionsma-
terialien nach dem Konsum an Ort und Stelle zurückgelassen oder schnell 
unauffällig entsorgt.

Dem könnte mit möglichst flächendeckenden Entsorgungsmöglichkeiten 
begegnet werden, etwa indem öffentliche Abfallbehälter mit speziellen 
Entsorgungs möglichkeiten für Spritzen versehen werden. Eine solche Lö-
sung ist aber mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden, da 
eine große Anzahl an Abwurfbehältern beschafft sowie Wartung und Lee-
rung langfristig gesichert werden müssten. 
 
Eine weitere Möglichkeit bestünde in der Aufstellung von mobilen 
Entsorgungs möglichkeiten in unmittelbarer Nähe zu Orten, an denen häu-
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fig Drogen konsumiert werden. Dagegen sprechen aus Sicht der Suchthilfe 
mehrere Gründe. Einerseits befinden sich die Orte häufig auf Privatgrund-
stücken, weshalb das Einverständnis der Eigentümer*innen erforderlich 
ist. Es ist davon auszugehen, dass dieses meist nicht gewährt wird, son-
dern vielmehr Anstrengungen unternommen werden, den Drogenkonsum 
auf dem Grundstück zu unterbinden. Andererseits macht das Aufstellen 
eines Abwurfbehältnisses deutlich, dass die Orte als Konsumorte bekannt 
sind. Das wird in vielen Fällen dazu führen, dass diese Stellen nicht mehr 
für den Drogenkonsum genutzt werden. 
 
Darüber hinaus ist nach Einschätzung der Suchthilfe bei allen Varianten 
grundsätzlich zweifelhaft, ob die Entsorgungsmöglichkeiten aus den darge-
legten Gründen überhaupt angenommen werden. 
 
Erfahrungen aus anderen Städten bestätigen diese Einschätzung. So sind 
in Nürnberg seit 2017 in einem Versuch an sechs Standorten Abwurfbe-
hälter für gebrauchte Spritzen in Betrieb. Diese befinden sich an Orten, an 
denen gehäuft Drogen konsumiert werden. Trotz dieser Entsorgungsmög-
lichkeiten werden dort zahlreiche Spritzen und andere Injektionsmaterialien 
im öffentlichen Raum hinterlassen. Die Stadtverwaltung Nürnberg stellt 
fest, dass nur ein sehr geringer Anteil der Spritzen in den Abwurfbehältern 
entsorgt wird. So wurden im Jahr 2022 in den sechs Abwurfbehältern 485 
Spritzen entsorgt, was einer wöchentlichen Nutzung von ein bis zwei Sprit-
zen pro Behälter entspricht. 

1.3. Alternative Entsorgungsmöglichkeiten 
Um die Belastung des öffentlichen Raums durch gebrauchte Spritzen 
möglichst gering zu halten, werden durch die Suchthilfe bereits mehrere 
Entsorgungs maßnahmen durchgeführt.

Tragbare Abwurfbehälter 
In den Kontaktläden für drogenabhängige Menschen werden kostenlos 
handliche Abwurfbehälter abgegeben. Diese sind so kompakt bemessen, 
dass sie bequem in einen Rucksack oder eine Handtasche passen und 
auch in einer größeren Jackentasche Platz finden. Die Behälter sind durch-
stichsicher und verschließbar. Gebrauchte Spritzen und Kanülen können 
darin sicher mitgeführt und der gefüllte Behälter in den Kontaktläden oder 
über den Hausmüll gefahrlos entsorgt werden. 
 
Nach anfänglicher Skepsis werden die tragbaren Abwurfbehälter durch die 
Klientel der Kontaktläden zunehmend angenommen. Mittlerweile werden 
die Behälter in allen vier Münchner Kontaktläden angeboten, auch im Kon-
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taktladen des Drogennotdiensts L43 des Suchthilfeträgers Prop e.V. in der 
Landwehrstraße, der hauptsächlich von drogenabhängigen Menschen be-
sucht wird, die sich im Hauptbahnhofviertel aufhalten. 

Spritzentausch in Kontaktläden 
Um das Risiko der Übertragung von Krankheitserregern wie HIV oder He-
patitis-Viren beim intravenösen Drogenkonsum zu vermindern, werden in 
den Kontaktläden sterile Spritzen und andere Injektionsmaterialien an dro-
genabhängige Menschen ausgegeben. 
 
Durch die zentrale Lage wird der Kontaktladen des Drogennotdiensts L43 
von vielen wohnungslosen drogenabhängigen Menschen genutzt. Auf-
grund der Bestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes ist der Drogen-
konsum im Kontaktladen untersagt. Die Einrichtung von Drogenkonsum-
räumen ist in Bayern nicht möglich, wie unter 4. ausgeführt wird. Dadurch 
sind wohnungslose Drogenabhängige gezwungen, Drogen im öffentlichen 
Raum zu konsumieren. Häufig geschieht das in der Umgebung des Kon-
taktladens. 
 
Um der unsachgemäßen Entsorgung von Spritzen im Hauptbahnhofviertel 
entgegenzuwirken, bietet der Kontaktladen L43 Spritzentausch an. Dabei 
wird ein Set mit allen für einen intravenösen Konsumvorgang nötigen Ma-
terialien kostenlos ausgegeben, wenn dafür eine gebrauchte Spritze im 
Kontaktladen entsorgt wird. Ansonsten sind für ein Set Injektionsmateria-
lien 25 Cent zu entrichten. So wird ein Anreiz geschaffen, die Spritzen nach 
Gebrauch nicht am Konsumort zu hinterlassen. Dadurch konnte im Jahr 
2022 eine Rücklaufquote von über 80 Prozent der ausgegebenen Spritzen 
erreicht werden. Weil erfahrungsgemäß davon ausgegangen werden kann, 
dass ein Teil der nicht zurückgegeben Spritzen mit nach Hause genommen 
und dort über den Hausmüll entsorgt wurde, lässt sich festhalten, dass nur 
ein geringer Anteil der abgegebenen Spritzen im öffentlichen Raum ent-
sorgt wurde. 

Beratung zur sicheren Entsorgung 
Im Kontaktladen des Drogennotdiensts L43 und in den anderen Kontakt-
läden sowie durch Streetwork werden drogenkonsumierende Menschen 
laufend zu einem risikoärmeren Umgang mit Drogen beraten. Das umfasst 
sowohl Handlungsanleitungen zur Vermeidung von Drogennotfällen wie 
auch zur Infektionsprophylaxe. Regelmäßig wird dabei auf die sachge-
rechte Entsorgung hingewiesen, insbesondere darauf, dass gebrauchte 
Infektionsmaterialien nicht am Ort des Konsums hinterlassen werden dür-
fen, sondern entweder in die Kontaktläden zurückgebracht oder zumindest 
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in einem Abfallbehälter entsorgt werden müssen. Das findet insbesondere 
dann statt, wenn bei der Vergabe von sterilen Injektionsmaterialien der 
Eindruck besteht, dass beabsichtigt wird, unmittelbar danach Drogen zu 
konsumieren. Gleichzeitig werden dabei die bereits erwähnten tragbaren 
Abwurfbehälter angeboten.  

In München werden zur Infektionsprophylaxe jährlich ca. 150.000 sterile 
Spritzen durch die Einrichtungen der Suchthilfe ausgegeben. Nur ein klei-
ner Teil davon wird nach Gebrauch im öffentlichen Raum hinterlassen, die 
allermeisten Spritzen werden sachgerecht entsorgt. Solange drogenab-
hängige Menschen Drogen im Verborgenen konsumieren, wird das Hin-
terlassen von Injektionsmaterialien im öffentlichen Raum nicht vollständig 
zu verhindern sein. Dieser unsachgemäßen Entsorgung kann aber durch 
die beschriebenen Maßnahmen entgegengewirkt und damit zumindest zu 
einer Reduzierung der hinterlassenen gebrauchten Spritzen beigetragen 
werden. Das Gesundheitsreferat wird sich weiterhin zusammen mit den 
relevanten Einrichtungen der Suchthilfe mit der Thematik befassen, um 
die Maßnahmen zur Vermeidung von Spritzenfunden im öffentlichen Raum 
den Entwicklungen anzupassen. 

2. Aufsuchende Sozialarbeit 
Das Bahnhofsviertel wird von den Streetworker*innen der Suchtberatung 
des Gesundheitsreferats aufgesucht. Der Bereich Streetwork ist mit drei 
Personalstellen ausgestattet. Die Streetworker*innen nehmen vor Ort Kon-
takt zu drogenabhängigen Menschen auf, unterstützen bei akuten Prob-
lemlagen und vermitteln in spezielle Fach- und Behandlungseinrichtungen. 
Die Streetworker*innen helfen nicht nur bei Suchtproblemen, sondern 
auch in vielfältigen anderen Notlagen wie dem drohenden Verlust der Woh-
nung oder einer fehlenden Krankenversicherung. 
 
Ein großer Teil der drogenabhängigen Menschen, die sich im Hauptbahn-
hofviertel aufhalten, befinden sich in schwerwiegenden gesundheitlichen 
und sozialen Problemlagen. Gleichzeitig stehen viele davon Hilfsangeboten 
misstrauisch gegenüber oder empfinden Scham für ihre Lebenssitua-
tion, was sie davon abhält, Einrichtungen der Suchthilfe zu nutzen. Diese 
Menschen werden durch Streetwork erreicht. Durch eine Haltung, die 
den Drogenkonsum und seine Auswirkungen als Teil der Lebensrealität 
suchtkranker Menschen akzeptiert und nur minimale Bedingungen für die 
Inanspruchnahme von Hilfe stellt, schafft Streetwork Vertrauen, das die 
Grundlage für Beratung und Hilfe darstellt. Das regelmäßige und verlässli-
che Aufsuchen der Menschen an den Orten, an denen sie ihren Alltag ver-
bringen, ist dabei von wesentlicher Bedeutung. 
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Die Veränderungen im Bereich um den Hauptbahnhof haben die Arbeit der 
Streetwork*innen des Gesundheitsreferats deutlich erschwert. Die Alko-
holverbotsverordnung und die Baumaßnahmen, insbesondere am Bahn-
hofsvorplatz, haben zu einer Verdrängung drogenabhängiger Menschen 
aus der Umgebung des Hauptbahnhofs geführt. Gab es früher Treffpunkte 
etwa vor dem Haupteingang des Bahnhofs oder im westlichen Teil der 
Schützenstraße, an denen Streetwork viele drogenabhängige Menschen 
antreffen konnte, bewegt sich ein Teil davon nun einzeln oder in kleinen 
Gruppen im südlichen Bahnhofsviertel. Ein anderer Teil der Klientel von 
Streetwork hält sich jetzt am Sendlinger-Tor-Platz und im Nußbaumpark 
auf. Ein weiterer Teil hat seinen Aufenthalt in den Alten Botanischen Garten 
verlagert. 
 
Für die Streetworker*innen hat sich damit der Zeitaufwand, der für das 
Aufsuchen der verschiedenen Treffpunkte von drogenabhängigen Men-
schen aufgebracht werden muss, deutlich erhöht. Um die Klientel im Um-
feld des Hauptbahnhofs weiterhin in der Kontinuität betreuen zu können, 
die für ein erfolgreiches Arbeiten erforderlich ist, muss die Tätigkeit von 
Streetwork voraussichtlich an anderen Treffpunkten von drogenabhängigen 
Menschen reduziert werden. Aktuell ermittelt das Gesundheitsreferat, ob 
dadurch eine dauerhafte Versorgungslücke an anderen Orten der Stadt 
entsteht, und Probleme somit stärker in anderen Stadtbezirken und evtl. 
Wohngebieten entstehen. Sollte sich diese Vermutung nach fachlicher Prü-
fung und Beobachtung über weitere Jahreszeiten hinweg bestätigen, wird 
der Stadtrat mit diesem Thema und einem passenden Lösungsvorschlag 
befasst werden. 

3. Notschlafstelle für suchtkranke Menschen 
Der Suchthilfeträger Prop e.V. betreibt in der Nähe des Hauptbahnhofs in 
der Landwehrstraße eine Notschlafstelle für wohnungslose drogenabhän-
gige Menschen. Diese bietet eine Übernachtungsgelegenheit für einen 
Zeitraum von bis zu drei Monaten für neun Frauen und 23 Männer. Eine 
Wohnmöglichkeit bietet die Notschlafstelle L43 nicht, weil der Tagesauf- 
enthalt in den Zimmern nicht möglich ist. Die Bewohner*innen können 
sich tagsüber im Kontaktladen L43 aufhalten, der sich im selben Gebäude 
wie die Notschlafstelle befindet. 
 
Grundsätzlich ist die Zahl der Übernachtungsplätze in der Notschlafstelle 
ausreichend und deckt die Nachfrage. Dennoch kommt es immer wieder 
zu Engpässen bei der Aufnahme, weil viele das Übernachtungsangebot für 
die maximale Unterbringungs dauer von drei Monaten nutzen, obwohl dies 
eigentlich die Ausnahme darstellen sollte. Der Grund dafür liegt darin, dass 
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es für wohnungslose, schwer drogenabhängige Menschen kaum geeig-
nete dauerhafte Wohnangebote gibt. Eine Miet- oder Sozialwohnung zu er-
halten, ist für diesen Personenkreis aufgrund der großen generellen Nach-
frage und der Anforderungen eines Mietverhältnisses nahezu aussichtslos. 
 
Zwar betreibt der Suchthilfeträger Condrobs e.V. mit dem Suprima Wohn-
heim in Neuperlach eine Wohneinrichtung für drogenabhängige Menschen 
mit 20 Plätzen. Der sozialtherapeutische Ansatz der Einrichtung mit Tages- 
und Wochenstrukturierung sowie therapeutischen Einzelgesprächen und 
Gruppensitzungen kann für die Bewohner*innen die Grundlage für eine 
Suchttherapie bilden, stellt aber für einen großen Teil der Klientel der Not-
schlafstelle eine zu hohe Anforderung dar. 
 
Auch in die Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe sind schwer drogenab-
hängige Menschen kaum zu vermitteln. Die langjährige, teils chronifizierte 
Suchterkrankung und die von Wohnungslosigkeit und Armut geprägte 
Lebenssituation erschweren eine suchttherapeutische Behandlung oder 
eine Substitutionsbehandlung und führen dazu, dass diese Menschen re-
gelmäßig Drogen konsumieren. Das verhindert in vielen Fällen eine Unter-
bringung in Wohneinrichtungen, weil dort die Sorge besteht, dass nach der 
Aufnahme in der Einrichtung Drogen konsumiert und gehandelt werden 
und daraus strafrechtliche Probleme für den Einrichtungsträger erwach-
sen. 
 
Ein niedrigschwelliges, dauerhaftes Wohnangebot für wohnungslose, 
schwer drogenabhängige Menschen mit bestehendem Drogenkonsum 
fehlt in München. Eine für diesen Personenkreis geeignete Wohneinrich-
tung muss ein selbstständiges Leben im eigenen Wohnbereich ermögli-
chen und Unterstützungsmöglichkeiten bieten, die nicht Voraussetzung für 
die Nutzung der Wohnung sind. Ein solches Wohnangebot kann nur durch 
die Suchthilfe und die Wohnungslosenhilfe gemeinsam geschaffen wer-
den. Das Gesundheitsreferat steht dazu seit Längerem im Austausch mit 
dem Sozialreferat, aber neben den Kosten und der fehlenden Immobilie 
steht vor allem der bisher kaum überwindbare Aspekt des verbotenen Kon-
sums innerhalb einer Einrichtung und die daraus folgende Strafbewehrung 
für den Einrichtungsträger entgegen. 

4. Einrichtung eines Drogenkonsumraums im Münchner Bahnhofs-
viertel 
In Bayern ist aufgrund der geltenden gesetzlichen Bestimmungen der Be-
trieb von Drogenkonsumräumen nicht möglich. Für eine solche Einrichtung 
ist nach § 10a Betäubungsmittelgesetz eine Erlaubnis der zuständigen 
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obersten Landesbehörde erforderlich. Die Voraussetzung für das Erlaubnis-
verfahren ist eine Verordnung der zuständigen Landesregierung. Für Bay-
ern liegt eine solche bislang nicht vor. 
 
Die Vollversammlung des Stadtrats hat in der Sitzung vom 24.10.2018 das 
Gesundheitsreferat beauftragt, ein Konzept für ein Modellprojekt einer 
medizinischen Ambulanz für drogenabhängige Menschen zu entwickeln. 
Gleichzeitig wurde der Oberbürgermeister beauftragt, sich bei der Baye-
rischen Staatsregierung für den Erlass einer Rechtsverordnung zum Be-
trieb von Drogenkonsumräumen einzusetzen (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 
12149). 
 
Ein erstes Schreiben von Oberbürgermeister Dieter Reiter an das Bayeri-
sche Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) blieb unbe-
antwortet. Am 29.1.2021 wandte sich der Oberbürgermeister erneut per 
Schreiben an das StMGP. Dieses Schreiben wurde durch Staatsminister 
Klaus Holetschek am 26.3.2021 beantwortet und das Anliegen abgelehnt, 
eine Möglichkeit zur Einrichtung eines Drogenkonsumraums in München 
zu schaffen. 
 
Am 22.3.2022 wandte sich Bürgermeisterin Verena Dietl an das Bundes-
ministerium für Gesundheit, mit der Bitte, durch eine Änderung des Betäu-
bungsmittelgesetzes die Einrichtung von Drogenkonsumräumen zu erleich-
tern. Im Antwortschreiben verwies das Bundesministerium für Gesundheit 
auf die Gesetzgebungskompetenz der Länder. Zu mehreren Anlässen ha-
ben sich Bürgermeisterin Dietl sowie Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek 
öffentlich und gegenüber politischen Mandatsträger*innen dazu geäußert, 
dass die Stadt München einen Drogenkonsumraum dringend benötigt. Das 
Anliegen wird auch intensiv von Trägern der Freien Wohlfahrtspflege ver-
folgt.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Die Landeshauptstadt München setzt keine Streikbrecher*innen in 
der laufenden Tarifrunde ein
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
24.2.2023

Antwort Personal- und Organisationsreferent Andreas Mickisch:

Sie beantragen, der Stadtrat möge beschließen, dass die Landeshaupt-
stadt München in der laufenden Tarifrunde für den öffentlichen Dienst 
keine Streikbrecher*innen, insbesondere keine Leiharbeiter*innen und von 
Fremdfirmen einsetzen solle. Zudem sollen auch alle Gesellschaftsvertre-
ter*innen vom Stadtrat beauftragt werden, diesen Beschluss in allen städ-
tischen Beteiligungsgesellschaften entsprechend umzusetzen.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrags betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Erledigung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der 
Angelegenheit im Stadtrat ist daher nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag kann ich Ihnen jedoch folgendes mitteilen:

Unter Berücksichtigung der geltenden Rechtslage sowie der derzeit aktu-
ellen Verwaltungspraxis setzt die Landeshauptstadt München keine städti-
schen Tarifbeschäftigten gegen ihren Willen, keine städtischen Beamt*in-
nen sowie externe Leiharbeitnehmer*innen ein.

Den Einsatz von Dritten bzw. externen Fremdfirmen behält sich die Lan-
deshautstadt München unter Zugrundelegung der einschlägigen Recht-
sprechung dagegen vor.

Hierzu im Einzelnen:

1. Einsatz von Tarifbeschäftigten
Der Arbeitgeber kann Arbeitnehmer*innen nicht gegen deren Willen zur 
Leistung von Streikarbeit verpflichten, denn es ist den Arbeitnehmer*innen 
nicht zuzumuten, einer Tätigkeit nachzugehen, die die Erfolgsaussichten 
des Streiks unmittelbar beeinträchtigen kann.
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Im Rahmen eines rechtskonformen Verwaltungshandelns setzt die Lan-
deshauptstadt München daher auch keine Tarifbeschäftigten gegen deren 
Willen zur Streikabwendung ein.

Dem Arbeitgeber stehen dagegen mehrere Optionen des Einsatzes ar-
beitswilliger Arbeitnehmer*innen auf den bestreikten Arbeitsplätzen zur 
Verfügung. Beschäftigte, die sich nicht an Arbeitskampfmaßnahmen betei-
ligen wollen und ihre Arbeitsleistung anbieten, werden nach Möglichkeit 
so lange weiter beschäftigt, wie dies die Arbeitskampfmaßnahmen zulas-
sen. Streikposten der Gewerkschaften sind nicht berechtigt, Arbeitswillige 
am Betreten der Dienststelle oder des Betriebes zu hindern.

Sind die Auswirkungen der Arbeitskampfmaßnahmen so schwerwiegend, 
dass der Dienstbetrieb trotz arbeitswilliger Beschäftigter nicht mehr auf-
recht erhalten werden kann, ist der Arbeitgeber berechtigt, den betroffe-
nen Bereich stillzulegen. Die Stilllegung ist ausdrücklich gegenüber den 
Betroffenen zu erklären. In diesem Fall verlieren auch arbeitswillige Be-
schäftigte den Anspruch auf Entgelt.

Dienstkräfte mit Vorgesetztenfunktion dürfen keinerlei Einfluss auf die freie 
Entscheidung der Beschäftigten ausüben, sich an einer Arbeitskampfmaß-
nahme zu beteiligen oder ihre Arbeitskraft weiterhin anzubieten. Ein Miss-
brauch der Vorgesetztenfunktion zieht personalrechtliche Folgen nach sich.

2. Einsatz von Beamt*innen
Städtische Beamt*innen werden bereits jetzt von der Landeshauptstadt 
München unter Berücksichtigung obergerichtlicher Rechtsprechung nicht 
auf bestreikten Arbeitsplätzen eingesetzt. Das Bundesverfassungsgericht 
hat entschieden, dass bei rechtmäßigen Arbeitskampfmaßnahmen von 
Arbeitnehmer*innen der Einsatz von Beamt*innen auf bestreikten Ar-
beitsplätzen nicht zulässig ist, solange hierfür keine gesetzliche Regelung 
besteht. Damit soll die „Waffengleichheit“ zwischen den Arbeitskampfpar-
teien gewährleistet werden. Eine solche gesetzliche Grundlage ist bisher 
nicht geschaffen worden.

Beamt*innen dürfen daher derzeit nicht an Stelle von streikenden Beschäf-
tigten deren Aufgaben übernehmen. Die Dienstpflicht der Beamt*innen 
betreffend ihres Aufgabenbereiches bleibt davon unberührt.

3. Einrichtung von Notdiensten
Gerade im öffentlichen Dienst gibt es eine Reihe von Tätigkeiten, die auch 
während eines Streiks weiterhin erledigt werden müssen, um unverhältnis-
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mäßigen oder gar nicht wieder gut zu machenden Schaden zu vermeiden. 
Es ist üblich, zwischen der Stadt und den Gewerkschaften in einer soge-
nannten „Notdienstvereinbarung“ zu bestimmen, wie in den einschlägigen 
Bereichen der Dienstbetrieb auch während eines Streiks im unbedingt er-
forderlichen Umfang aufrecht erhalten werden kann.

Arbeitnehmer*innen, die in solchen Bereichen arbeiten, sind insoweit zur 
Leistung von Notdiensten verpflichtet. Notdienstarbeiten sind insbeson-
dere Arbeiten, die notwendig sind zur Versorgung der Bevölkerung mit 
lebensnotwendigen Diensten und Gütern, im öffentlichen Interesse, zum 
Beispiel zur Sicherung von Anlagen, von denen ohne Sicherung Gefahren 
ausgehen können (sog. Verkehrssicherungspflichten). Gleichermaßen gilt 
dies auch zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
sowie des öffentlichen Gesundheitsdienstes und zur Durchführung von 
Arbeiten, deren Sicherstellung dem Arbeitgeber durch öffentlich-rechtliche 
Vorschriften aufgegeben ist, zur Sicherung und Erhaltung von Anlagen oder 
von Gütern oder zur Gewährleistung der unverzüglichen Wiederaufnahme 
der Arbeit nach dem Ende des Arbeitskampfes.

4. Einsatz von Leiharbeitnehmer*innen
Gemäß § 11 Abs. 5 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) ist der Einsatz 
von Leiharbeitnehmer*innen anstelle der eigenen streikenden Mitarbei-
ter*innen außerhalb von geschlossenen Notdienstvereinbarungen nicht 
zulässig.

Der Verleiher hat die Leiharbeitenden in Fällen eines Arbeitskampfes darauf 
hinzuweisen, dass die Arbeitsleistung dann verweigert werden kann. Der 
Einsatz von Leiharbeit ist damit bereits kraft Gesetzes ausgeschlossen und 
wird aus diesem Grund von der Landeshauptstadt München auch nicht 
praktiziert.

5. Einsatz von Dritten
Der Einsatz von externen Fremdfirmen ist bisher von der Rechtsprechung 
und der Literatur nicht beanstandet worden. Als zulässige Reaktion des Ar-
beitgebers auf Streikmaßnahmen ist es demnach möglich, bestimmte Auf-
gaben von Fremdfirmen erledigen zu lassen (Däubler, Arbeitskampfrecht, § 
8, Rn. 24).

Nach obergerichtlicher Rechtsprechung ist der Arbeitgeber im Streikfall 
keinesfalls gezwungen, die Folgen der Arbeitsniederlegung widerstandslos 
hinzunehmen. Er kann vielmehr versuchen, das mit dem Streik verfolgte 
Ziel der zeitweiligen Stilllegung des Betriebes oder des bestreikten Be-
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triebsteils zu unterlaufen, indem er ausgefallene Arbeiten an Dritte vergibt 
oder mit Hilfe arbeitswilliger, erforderlichenfalls auch neu eingestellter Ar-
beitnehmer und entsprechender Umorganisation den Betrieb wenigstens 
teilweise aufrechterhält (BAG, Urt. v. 15.12.1998, Az.: 1 AZR 289/98; LAG 
Schleswig-Holstein, Urteil vom 17.4.1997, Az.: 4 Sa 589/95). Das BAG hat 
dazu festgestellt, dass dies auch für den Fall gelten kann, dass die Beauf-
tragung Dritter auch vorsorglich erfolgen könne (vgl. BAG a.a.O.).

Unter Zugrundelegung der benannten Rechtsprechung ist ein Einsatz von 
externen Fremdfirmen daher rechtlich zulässig. Aus diesem Grund behält 
sich die Landeshauptstadt München vor, Fremdfirmen im Bedarfsfall (z.B. 
um ihren Verkehrssicherungspflichten nachzukommen) zu beauftragen, 
wenn die Tätigkeit unaufschiebbar ist und keine anderen Möglichkeiten zu 
deren Erledigung bestehen.

6. Beauftragung von Gesellschaftsvertreter*innen aller städtischen 
Beteiligungsgesellschaften
Als Instrument um – wie im Antrag gefordert – als Gesellschaftsvertre-
ter*in „diesen Beschluss (kein Einsatz von Streikbrecher*innen und kein 
Einsatz von Leiharbeiter*innen und Fremdfirmen) in allen städtischen 
Beteiligungsgesellschaften entsprechend umzusetzen“ käme für die städ-
tischen 100%-Beteiligungsgesellschaften lediglich das Instrument der 
Gesellschafterweisung durch den Oberbürgermeister in Frage. Für eine 
Weisung besteht jedoch kein Anlass, noch wäre sie verhältnismäßig. Bei 
allen anderen Gesellschaften wäre die jeweilige Gesellschafterversamm-
lung bzw. der Aufsichtsrat zuständig.

Die operative Verantwortung für das Handeln der städtischen Gesellschaf-
ten im Falle eines Streiks liegt bei den jeweiligen Geschäftsführungen. Sie 
sind dabei selbstverständlich, wie die Stadt selbst, an geltendes Recht 
gebunden. Dem Direktorium ist aus der Vergangenheit kein Fall bekannt, 
dass sich eine städtische Gesellschaft im Fall eines Streiks nicht rechts-
konform verhalten hätte. Es gibt auch keinen Anlass zur Vermutung, dass 
dies im aktuellen oder einem zukünftigen Arbeitskampf anders sein sollte.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Mittwoch, 1. März 2023 
 
 
Condrobs Kontaktladen off+ erhalten! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Nimet Gök-
menoglu, Anna Hanusch, Gudrun Lux, Marion Lüttig, Clara Nitsche, 
Angelika Pilz-Strasser, Bernd Schreyer, Christian Smolka, Sybille 
Stöhr, David Süß (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und Kathrin 
Abele, Simone Burger, Nikolaus Gradl, Anne Hübner, Lars Mentrup, 
Christian Vorländer (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Filmstadt München nicht gefährden! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele 
Neff, Richard Progl, Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfrak-
tion) und Beatrix Burkhardt, Michael Dzeba, Ulrike Grimm, Dr. Eve-
lyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
 
Hilfe in der Not, wie schnell geht’s? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Heike Kainz und 
Rudolf Schabl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
 
Sind norwegische Windparks der SWM Fehlinvestitionen? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfrakti-
on) 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 01.03.2023

Condrobs Kontaktladen off+ erhalten!

Antrag

Die zuständigen Referate (Kommunalreferat, Gesundheitsreferat, Stadtkämmerei) 
werden gebeten, mit dem derzeitigen Eigentümer der Ladenfläche, die von Condrobs 
in der Balanstr. 34 angemietet ist, in Verbindung zu treten und die bestmögliche 
Lösung zu finden, wie diese wichtige Anlaufstelle für suchtkranke Menschen an 
dieser Stelle erhalten werden kann. Geprüft werden sollen a) ein Ankauf durch die 
LHM und Weitervermietung an den Condrobs e.V., b) die Generierung von 
Stiftungsmitteln für Condrobs und c) Städtische Ladenflächen Nähe Ostbahnhof. 

Begründung:

Die von Condrobs e.V. angemietete Ladenfläche in der Balanstraße 34 steht zum 
Verkauf. Condrobs hat vom derzeitigen Eigentümer bis Anfang April 2023 ein 
Erstzugriffsrecht eingeräumt bekommen. 

Condrobs e.V. versorgt und berät in seinen Kontaktläden seit fast 40 Jahren 
drogengebrauchende Menschen in Gesundheits- und allgemeinen Lebensfragen, im 
Infektionsschutz, bietet einen Tagesaufenthalt, eine warme Mahlzeit, Versorgung mit 
Lebensmitteln, Wasch- und Duschgelegenheiten sowie Arbeitsmöglichkeiten. Viele 
der Menschen, die dort betreut werden sind wohnungslos und langjährig chronisch 
suchtkrank. Als Anlaufstelle deckt Condrobs einen wichtigen Versorgungsbedarf im 
Sozialraum ab, vermittelt Schwerstbetroffene in weiterführende Hilfeleistungen, sorgt 
für sozialen Frieden im Stadtgebiet und wirkt einer Verelendung im öffentlichen Raum 
entgegen. Der Kontaktladen off+ erreicht im Münchner Osten bis zu 100 
Besucher*innen pro Tag, er ist im Stadtviertel integriert und von der Nachbarschaft 
sehr gut akzeptiert.

Mit einem Gewerbemietvertrag ist Condrobs leicht kündbar. Diese Situation hat 
Condrobs vor 4 Jahren mit dem Kontaktladen Pedro (Neuperlach-Ramersdorf) erlebt 
und nur mit starker Unterstützung durch die Stadtpolitik ist es gelungen, bei der 



Gewofag neue Räume dafür zu finden, die Condrobs nun im 1. Quartal beziehen 
kann. Bis dato ist der Kontaktladen Pedro behelfsmäßig in einer Kirche not-
untergebracht, die Besucher*innenzahl hat sich sehr reduziert, ein Teil der Klientel 
bleibt unversorgt.

Der Verkaufspreis übersteigt bei Weitem die Mittel, die Condrobs alleine aufbringen 
kann.
Das Risiko darüber, dass Condrobs seine Räume verliert ist sehr hoch und leider 
reell, das Risiko einer (vorübergehenden) Schließung eines weitreichenden 
Versorgungsangebots rund um den Ostbahnhof ist somit auch für die Stadt München 
gegeben. Daher sollten Verwaltung und Politik alle Möglichkeiten prüfen, damit die 
Ladenflächen von Condrobs selber oder von der LHM erworben werden können mit 
dem Ziel, ein essentielles Angebot für suchtkranke Menschen in Nähe des 
Ostbahnhofes aufrecht zu erhalten. 

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste SPD/Volt-Fraktion
Initiative:
Sybille Stöhr 
Anna Hanusch

Anne Hübner
Kathrin Abele

Gudrun Lux Nikolaus Gradl 
Angelika Pilz-Strasser Simone Burger
Bernd Schreyer Lars Mentrup
Christian Smolka Christian Vorländer
David Süß
Nimet Gökmenoğlu
Beppo Brem
Marion Lüttig 
Anja Berger
Clara Nitsche 

Mitglieder des Stadtrates 

Mitglieder des Stadtrates



 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

 
01.03.2023 

Antrag 
Filmstadt München nicht gefährden! 
 

1. Das aktuell im Mobilitätsreferat angesiedelte Filmbüro wird ins Kreisverwaltungs-
referat zurückverlegt. 

2. Das Kreisverwaltungsreferat wird beauftragt, ein Verfahren für die schnellere 
Erteilung von Drehgenehmigungen auf den Weg zu bringen. Statt für jedes Projekt 
einzeln die betroffenen Bezirksausschüsse anzuhören, soll gemeinsam mit allen 
Akteuren ein Voraussetzungskatalog erarbeitet werden, der universell gültig ist.  

3. Analog der sog. „Teilstrategie Wirtschaftsverkehr“ werden Lösungen erarbeitet, die 
den Filmschaffenden bestmögliche Arbeitsbedingungen bieten (sowohl für die 
eigentlichen Dreharbeiten als auch für die dazu nötige Logistik, wie z.B. Abstell-
möglichkeiten für Technikwagen, Catering, mobile Künstlergarderoben etc.). Wo 
nötig, werden auch Ausnahmegenehmigungen vom Diesel-Fahrverbot erteilt. 

 
 

Begründung: 
 
München ist ein Leuchtturm der deutschen Filmindustrie und erfreut sich auch internationaler 
Popularität. 
 
In den letzten Jahren wurden die Arbeitsbedingungen für die Branche jedoch immer 
schwieriger – durch lange Warte- bzw. Bearbeitungszeiten für Drehgenehmigungen, aber 
auch ganz entscheidend durch eine immer restriktivere Verkehrspolitik und immer weniger 
Parkplätze im öffentlichen Raum. 
Dies wirkt sich äußerst negativ auf den Filmstandort München aus. 2022 haben 1.571 
Drehtage in der Landeshauptstadt stattgefunden – selbst im Corona-Jahr 2020 mit monate-
langen Lockdowns waren es mit 1.769 deutlich mehr Drehtage. Wichtige Projekte drohen 
München verlorenzugehen, Firmen überlegen bereits, sich einen filmfreundlicheren Standort 
zu suchen, Drehbücher werden umgeschrieben. Der Stadt gehen Einnahmen, aber auch ihr 
guter Ruf in der Branche verloren. Hier muss dringend gegengesteuert werden! 

  



 
 
Das Kreisverwaltungsreferat hat als Genehmigungsbehörde gute Arbeit geleistet, deshalb 
sollte das Filmbüro wieder dort angesiedelt werden. 
Genehmigungsverfahren werden in die Länge gezogen, weil die beteiligten Bezirksaus-
schüsse in der Regel nur einmal im Monat tagen. Ein gemeinsam erarbeiteter Voraussetz-
ungskatalog kann die Verfahren wesentlich beschleunigen. 
 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Jörg Hoffmann    Ulrike Grimm 
Gabriele Neff      Michael Dzeba 
Fritz Roth      Beatrix Burkhardt 
Richard Progl     Dr. Evelyne Menges 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         
 
 

               01.03.2023   

 
Hilfe in der Not, wie schnell geht´s? 
 

 

Hilfe, die durch das Sozialbürgerhaus, hier im Besonderen durch die BSA, BSA 60+ geleistet 

wird, ist unverzichtbar. Besonders unverzichtbar ist, dass die Hilfe oft sehr schnell geleistet 

wird. Bei vielen Hilfebedürftigen findet ein langes Leiden statt, bevor der Vermieter oder auch 

Nachbarn von der Notlage erfahren. Oftmals sind es alleinstehende Senioren und Seniorinnen 

ohne Angehörige. Uns ist bewusst, dass gerade die BSA/BSA 60+ unter großen 

Schwierigkeiten leidet. Nichtsdestotrotz braucht es für die Notleidenden (die nicht laut sind) in 

unserer Gesellschaft eine schnelle Hilfe. 

 

 

Wir fragen den Oberbürgermeister: 

 

1. Wie oft werden die Sozialbürgerhäuser (BSA, BSA 60+) von Vermietern angefordert, 

um Menschen in schweren Notlagen (schwere Erkrankungen, Messie-Syndrom) zu 

helfen? 

 

2. Wie lange dauert es, bis der Erstkontakt hergestellt wird? 

 

3. Wie lange dauert es, bis eine dauerhafte Hilfestellung etabliert werden kann? 

 

4. Gibt es Ansprechpartner für Hausverwaltungen, die durch Mieterinnen und Mieter mit 

Messie-Syndrom und verwahrlosten Wohnungen (die auch nicht bewohnbar sind) 

Probleme haben? 

 

 
 
Alexandra Gaßmann (Initiative)  Rudolf Schabl  Heike Kainz   
Stadträtin      Stadtrat  Stadträtin 
   
 
 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

 

Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

 

München, 1. März 2023 

Anfrage 

Sind norwegische Windparks der SWM Fehlinvestitionen? 

Während in der Region München seit Jahren kaum in die Potentiale Erneuerbarer Energien investiert 

wurde1, werden durch die Stadtwerke München (SWM) Projekte in Norwegen auch gegen den Willen 

der dortigen Bevölkerung vorangetrieben. Die SWM handeln wie ein von Profimaximierung 

getriebener und global agierender Energiekonzern. Es wird in Großprojekte investiert, statt lokal zu 

handeln und eine dezentrale Energiewende umzusetzen.  

Wie die Presse berichtet, gibt es aktuell große Proteste in Norwegen gegen die Windparks Storheia 

und Roan, die Mitten in Gebieten zur Rentierhaltung der Samen liegen2. Der norwegische Oberste 

Gerichtshof entschied 2021, dass der Bau die Rechte der indigenen Bevölkerung verletzt. Die 

Windräder laufen seitdem weiter und die Proteste nehmen zu, wie die Blockade des 

Energieministeriums deutlich macht. Auch gegen den Windpark Frøya, der zum Windparkportfolio 

Midgard gehört, gab es große Proteste der ansässigen Bevölkerung3.  

Der Windpark Roan liegt wie das Windparkportfolio Midgard in der norwegischen Preiszone NO3, die 

im Gegensatz zu den südnorwegische Preiszonen im Sommer extrem niedrige Strompreise hatte4. 

Die Preise im Süden waren teilweiße hundert Mal höher als in den Gebieten der Windparks der SWM 

in Norwegen. Solch massive Preisdiskrepanzen könnten für mangelnde Stromnetze in Zentral- und 

Nordnorwegen sprechen.  

Angesichts der breiten Proteste gegen die Windparks der SWM in Norwegen und der niedrigen 

Strompreise stellt sich die Frage, ob die Investitionen der SWM in die Windparks Midgard und Roan 

Fehlinvestitionen waren. Dazu ist fraglich, ob die Windparks einen Beitrag dazu leisten, dass München 

aus Kohle und Gas aussteigen kann. Statt vor allem regionale Potentiale für Erneuerbare Energien 

auszuschöpfen, war es dem Chef der SWM, Florian Bieberbach, bislang „wurscht“, ob der Strom 

 
1 https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/5468466?dokument=v5558001  
2 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-stadtwerke-norwegen-protest-greta-thunberg-1.5759492  
3 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/windkraft-norwegen-strom-muenchen-1.4393951?reduced=true  
4 https://businessportal-norwegen.com/2022/07/27/rekord-strompreise-im-suedwesten-norwegens/  

https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/5468466?dokument=v5558001
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-stadtwerke-norwegen-protest-greta-thunberg-1.5759492
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/windkraft-norwegen-strom-muenchen-1.4393951?reduced=true
https://businessportal-norwegen.com/2022/07/27/rekord-strompreise-im-suedwesten-norwegens/


Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

tatsächlich in München ankommt2. Kritik an der Erzählung der SWM, es gäbe einen europäischen 

Stromsee, wurde schon öfter laut5.   

Wir bitten daher den Oberbürgermeister, folgende Fragen zu beantworten: 

1. War den SWM das Risiko von Protesten und Gerichtsverfahren gegen die Windparks bekannt und 

wurde der Stadtrat bei der Entscheidung zur Beteiligung an den Windparks darüber informiert? 

2. War der SWM das Risiko niedriger Strompreise bei ihren norwegischen Windparks in der 

Preiszone NO3 bekannt und wurde dieses Risiko dem Stadtrat dargestellt? 

3. Wer würde die wirtschaftlichen Konsequenzen tragen, wenn die Windparks Storheia und Roan 

zurückrückgebaut werden müssten?  

4. Verlassen sich die SWM bei ihren norwegischen Investitionen lediglich auf die Expertise ihrer 

norwegischen Geschäftspartner? 

5. Kommt der Strom der betroffenen Windparks aktuell physisch in München an? 

6. Aus welchem Grund waren die Strompreise in der Preiszone NO3 so niedrig? Gibt es in Norwegen 

nicht ausreichende Stromnetz? Und falls ja, wieso bauen die SWM in einem solchen Gebiet einen 

Windpark?  

7. Wie oft mussten die Windparks der SWM in der Preiszone NO3 im letzten Jahr abgeregelt 

werden, damit das örtliche Stromnetz nicht überlastet wird? 

8. Wie entwickelte sich der Jahresüberschuss/-fehlbetrag der Windparks Roan und Midgard seit 

deren Inbetriebnahme bis 2022? 

Initiative:  

Stadtrat Stefan Jagel  

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit  

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner 

 

 
5 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/eine-bewusste-irrefuehrung-die-muenchner-oekostrom-luege-art-828596  

https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/eine-bewusste-irrefuehrung-die-muenchner-oekostrom-luege-art-828596
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 1. März 2023 

Startsprung in den Sommersaisonjob: Bewerbungs- 
tage am Pool 
Pressemitteilung SWM 

Umbau der Prinze-Sauna: Besucher*innen können 
jetzt ihre Ideen einbringen 
Pressemitteilung SWM 

100. digitaler Fahrgastinformationsanzeiger an MVV- 
Regionalbushaltestelle installiert
Pressemitteilung MVV
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Startsprung in den Sommersaisonjob: 

Bewerbungstage am Pool 
 
(1.3.2023) Die SWM suchen noch motivierte Rettungsschwim-

mer*innen für die kommende Sommersaison. Wer von Mitte April 

bis Mitte September einen verantwortungsvollen Job in einem der 

acht Münchner Freibäder übernehmen möchte, kann sich bei den 

Bewerbungstagen im März bei den Kolleg*innen vor Ort informie-

ren, bewerben und auf Wunsch auch gleich Teile der Prüfung für 

den Rettungsschein in Silber ablegen.  

Das Mindestalter beträgt 18 Jahre, gute Deutschkenntnisse sind 

Voraussetzung. Anmeldungen für die Bewerbungstage kann man 

sich auf www.swm.de/bewerbungstage-am-pool. Dort gibt es 

auch weitere Infos zum Ablauf.  

 

 

 

http://www.swm.de/
http://www.swm.de/bewerbungstage-am-pool
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Umbau der Prinze-Sauna: Besucher*innen 

können jetzt ihre Ideen einbringen 

 

(1.3.2023) Die Sauna im Prinzregentenbad wurde im Sommer 

2022 durch einen Brand beschädigt. Der notwendige Umbau wird 

für eine Neugestaltung genutzt. Die SWM möchten dazu auch 

Ideen und Wünsche der Besucherinnen und Besucher einholen. 

 

In allen Münchner Bädern liegen daher ab heute (1. März 2023) 

Fragebögen aus. Abgefragt werden folgende Rückmeldungen zur 

Sauna im Prinzregentenbad: „Was war gut und sollte beibehalten 

werden?“, „Was können wir besser machen?“, Was hat Ihnen ge-

fehlt, was würden Sie sich in der neuen Sauna wünschen?“.  

Platz ist darüber hinaus für freie Eingaben. Die Fragen können 

auch online beantwortet werden: www.swm.de/umfrage-prinze 

 

In diesem Jahr laufen die Arbeiten zur Wiederherstellung der 

Räume im 1. Stock des Prinzregentenbads. Der Freibadbetrieb 

2023 im Prinze wird nicht beeinträchtigt. Ein Wiedereröffnungs-

termin für den Saunabereich steht derzeit noch nicht fest. 

 

Für eine weitere Bad-Modernisierung, die absehbar ansteht, kön-

nen die Nutzerinnen und Nutzer ebenfalls bald ihre Ideen, Erfah-

rungen und Vorstellungen einbringen: Das Bad Forstenrieder 

Park samt Sauna wird ab 2024 im Zuge einer mehrjährigen Bau-

maßnahme komplett saniert. Hierfür startet die Befragung der 

Besucherinnen und Besucher in einigen Wochen. 

 

http://www.swm.de/
http://www.swm.de/umfrage-prinze
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100. digitaler Fahrgastinformationsanzeiger  

an MVV-Regionalbushaltestelle installiert 

Im Herbst des vergangenen Jahres wurde der erste digitale 

Fahrgastinformationsanzeiger im MVV-Regionalbusverkehr am Kloster 

Andechs im Landkreis Starnberg eingeweiht. Seitdem schritt die 

Ausstattung in großen Schritten voran: Der 100. von insgesamt über 1.200 

in den Verbundlandkreisen im MVV vorgesehenen Anzeigern wurde 

kürzlich in Putzbrunn installiert.  

Dynamische Fahrgastinformation (DFI) bezeichnet im öffentlichen 

Nahverkehr die elektronische Übermittlung von Plan- und Echtzeitdaten zur 

Information des Fahrgasts. Dazu gehören nicht nur Informationen zu 

Abfahrtszeiten, sondern auch Auskünfte zu Verzögerungen und Störungen. 

Ein Teil dieser dynamischen Fahrgastinformation sind sogenannte DFI-

Anzeiger vor Ort, über die Fahrgäste stets aktuell informiert werden und 

ihre Reise mit den öffentlichen Verkehrsmitteln leichter organisieren 

können. 

MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd Rosenbusch ist es wichtig, solche Echtzeit-

Informationen sowohl in städtisch als auch in ländlich geprägte Gebiete zu 

bringen: „Nur wenn Fahrgäste sich auf die öffentlichen Verkehrsmittel 

verlassen können und Informationen unkompliziert verfügbar sind, steigen 

sie dauerhaft auf den öffentlichen Nahverkehr um – und entlasten damit 

die Umwelt.“ 

Im Jahr 2020 starteten die acht MVV-Verbundlandkreise sowie rund 100 

Kommunen gemeinsam mit der MVV GmbH deshalb ein Projekt zur 

Ausstattung von MVV-Regionalbushaltestellen mit digitalen Echtzeit-

Anzeigern. Die künftigen MVV-Verbundlandkreise südlicher Teil Bad Tölz-

Wolfratshausen und Miesbach partizipieren bereits am Projekt. Das durch 
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den Freistaat Bayern zu 80 Prozent geförderte Projekt läuft über fünf Jahre; 

die MVV GmbH hat die Gesamtprojektleitung inne. 

Übergreifendes Ziel ist eine noch umfassendere Fahrgastinformation im 

MVV-Regionalbusverkehr sowie der Ausbau der Barrierefreiheit der 

Informationen. Dafür werden die Anzeiger mit Echtzeit-Angaben sowie 

aktuellen Sonderinformationen versorgt, wie Umleitungen oder 

Haltestellenverlegungen. Diese Informationen sind im Regionalbusverkehr 

mit seiner oftmals größeren Taktung von besonderer Bedeutung. Zudem 

wird die Barrierefreiheit der Fahrgastinformation durch das Zwei-Sinne-

Prinzip – Sehen bzw. visuelle Anzeige und Hören bzw. akustische 

Wiedergabe der Informationen – verbessert. 

„Insgesamt sind an den Regionalbushaltestellen in den Verbundlandkreisen 

im MVV über 1.200 Anzeiger vorgesehen, der 100. Anzeiger konnte in der 

vergangenen Woche in der Gemeinde Putzbrunn installiert werden“, 

vermeldet MVV-Projektleiterin Ines Stock den ersten Zwischenerfolg. „Je 

nach Bedeutung und Gestaltung der Haltestelle sind unterschiedliche 

Anzeiger vorgesehen: Geplant sind aktuell etwa 270 mittlere 

Bussteiganzeiger, wie der, der im vergangenen Jahr am Kloster Andechs 

vorgestellt wurde, sowie etwa 60 große TFT-Zugangsanzeiger und rund 880 

kleinere LCD- oder E-ink-Anzeiger. Diese Anzeiger sollen über die nächsten 

drei Jahre im gesamten Verbundgebiet aufgestellt werden, um die 

Fahrgastinformation im MVV-Regionalbusverkehr weiter zu verbessern. Wir 

freuen uns über Feedback, sollte den Fahrgästen bei der Anzeige der Daten 

bzw. bei der Sprachwiedergabe etwas auffallen.“ 

Neben der Projektleitung liegt auch die Betreuung des Hintergrundsystems 

zur Versorgung der Anzeiger bei der MVV GmbH. Die Echtzeitdaten laufen 

aus drei Systemen zusammen, die ergänzt um Bahnabfahrten die aktuelle 

Fahrgastinformation ergeben. Mit dem größten der Systeme unterstützt die 

MVV GmbH auch kleinere Verkehrsunternehmen. Inzwischen meldet 
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nahezu jeder MVV-Regionalbus Echtzeitdaten, die zunächst in das 

bayernweite Fahrplanauskunftssystem DEFAS (Durchgängiges 

Elektronisches Fahrgastinformations- und Anschlusssicherungs-System 

Bayern) einfließen. Hieraus wiederum werden die installierten DFI-Anzeiger 

mit Echtzeitdaten aus den Bussen versorgt. 
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